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Alternative und Griine Gewerkschafterlnnen /
Unabhéangige GewerkschafterInnen
Burgenland




Antrag 1
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen

zur 9. Vollversammlung der AK-Burgenland
am 09. Mai 2008
Arbeiterkammer Gesetz - Wahlordnung Teil 1


Im Artikel 7, Absatz 1 der Österreichischen Bundesverfassung heißt es:
„Alle Bundesbürger sind vor dem Gesetz gleich. Vorrechte der Geburt, des Geschlechtes, des Standes, der Klasse und des Bekenntnisses sind ausgeschlossen.“
Dem gegenüber enthält die Wahlordnung des Arbeiterkammergesetzes im § 37, Absatz 1 folgende Bestimmung: „ Wahlvorschläge … müssen von mindestens 300 Wahlberechtigten oder von fünf Kammerräten unterstützt sein.“
Daraus ist abzuleiten, dass KammerrätInnen aufgrund ihrer Funktion, also ihres Standes, Vorrechte genießen, welche die Bundesverfassung ausdrücklich ausschließt. 
Abgesehen davon, dass AK-Gesetz nicht geschlechtsneutral formuliert ist – es beinhaltet nur Kammerräte – ist es ein demokratiepolitischer Unsinn, dass fünf ArbeiterkammerrätInnen dreihundert „normale BürgerInnen aufwiegen“.
A N T R A G

Die 9. Vollversammlung der AK- Burgenland fordert den Gesetzgeber auf,
a) das AK-Gesetz geschlechtsneutral zu formulieren
b) die Regelung, wonach fünf KammerrätInnen als Ersatz für dreihundert UnterstützerInnen ausreichend sind um einen Wahlvorschlag zu unterstützen, aufzuheben.
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